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Der 6„ Senat des Bundessozialgerichts hat auf die münd-

liche Verhandlung vom 8" Juli 1981 in Berlin
für Recht erkannt:

Auf die Revision der Beklagten und der Beigeladenen zu 1)

wird das Urteil des Schleswig-Holsteinischen Landessozial—

gerichts vom 8. Dezember 1978 - Az.: L 6 Ka 2/77 — aufge—
hoben‚

Die Berufung des Klägers gegen das Urteil des Sozialge—

richts Kiel vom 2h. August 1977 — Az„= S 8 Ka 1h/76 —
wird zurückgewiesen“

Kosten sind nicht zu erstatten.

G r ü n d e :

Gegenstand des Rechtsstreits ist eine von der beklagten Kas—

senärztlichen Vereinigung (KÄV) vorgenommene Berichtigung
von Honorarabrechnungen des Klägers.

Der Kläger war als Facharzt für Chirurgie in L zur
kassenärztlichen Versorgung zugelassen. In den Quartalen III

und IV 1975 hatte er in vier Überweisungsfällen Jeweils ne—
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ben der ausdrücklich erbetenen Leistung ("Rös Ringfin-

ger re‚", "10 Reizstrombehandlungen", "Bü—Kontrolle"

bzw HRö") auch noch Nummer 1 des Bewertungsmaßstabs

für kassenärztliche Leistungen +BMÄ+(Beratunggeines
Kranken) — in einem Fall zweimal —und Nummer 25 BMA
(eingehende, das gewöhnliche Maß übersteigende Unter-
suchung) sowie in dem zur Reizstrombehandlung überwie—

senen Fall 14 weitere Behandlungen abgerechnet‚ Die
beigeladene Allgemeine Ortskrankenkasse (AOK) beantrag—

te deshalb gemäß 5 7 Abs 2 des zwischen der beklagten
KÄV und dem beigeladenen Landesverband der Ortskrankan-

kassen Schleswig-Holstein abgeschlossenen Gesamtvertra-

ges vom 8°_Juli 1969 (Schleswig—Holsteinisches Ärzte-

blatt l969, 6&5) die Honorarabrechnungen des Klägers
zu berichtigen und der Kasse den auf die Auftragsüber—

schreitung zurückzuführenden Betrag von DM 142,30 unter

gleichzeitiger Belastung des Honorarkontos des Klägers
wieder gutzuschreiben° Die Beklagte entsprach diesem

Antrag, den Widerspruch des Klägers wies sie zurück"

Das Sozialgericht (SG) hat die Klage abgewiesen,

Auf die zugelassene Berufung hat das Landessozialge-
richt (LSG) das Urteil des SG und die zugrundeliegen—

den Verwaltungsentscheidungen aufgehoben und die Be—

klagte verurteilt, für den Kläger auch den Betrag von

DM 142,50 abzurechnen„ Zur Begründung wird ausgeführt:

Der Kläger sei zwar nach & 10 Abs 1 Satz 1 des Bundes-

mantelvertrages vom 1.‚ Oktober 1959 (EMV—ÄaF) in der
ab 1° Januar 1975 geltenden Fassung - abgelöst von dem

am 1. Juli 1978 in Kraft getretenen Bundesmantelver-

trag vom 28" August 1978 (EMV-Ä nF) —und Ziffer 8 des
Landesmantelvertrages (LMV) Schleswig—Holstein vom

5„ Mai 1960 (Schleswig—Holsteinisches Ärzteblatt 1960,
168) an die in den Überweisungsscheinen erteilten Auf-

träge gebunden gewesen° Gegen diese Bindung bestünden

keine durchgreifenden verfassungsrechtlichen Bedenken°
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Für eine sachlich—gebührenordnungsmäßige Richtigstellung

der Abrechnung des Klägers habe aber ein Grund nicht be-

standen, insbesondere ergebe sich ein solcher nicht aus
einer von der Beklagten angenommenen Auftragsüberschrei—

tung des Klägers, denn die überweisenden Ärzte K“ « und

Dr° H hätten, wie ihren Schreiben vom 218 und 25.

Januar 1977 zu entnehmen sei, die Maßnahmen des Klägers

zumindest nachträglich genehmigto Sollte eine Auftrags-
überschreitung vorgelegen haben, so sei sie durch die

Schreiben der auftraggebenden Ärzte als gedeckt anzusehen.

Die Annahme der Beklagten und der Beigeladenen, daß nur
diejenigen Gebührenpositionen zu honorieren seien, die al-

lein dem im Überweisungsschein enthaltenen schriftlichen
Eintragungen des überweisenden Arztes entsprächen, treffe

nicht zu„-Dafür gebe es keine Rechtsgrundlage, insbesonde—

re könne dies weder aus 5 3 Abs 5 noch aus 5 7 Abs 3 noch

aus 5 9 Abs 2 Satz 2 des Honorarverteilungsmaßstabes (RVM)

der Beklagten hergeleitet werden“ Wenn der beauftragte

Arzt die ergänzenden Leistungen selbst auf den Überwei-

sungsschein eintrage, so könne die Abrechnungsfähigkeit
dieser Leistungen nicht davon abhängen, daß zunächßt eine

Rücksprache mit dem überweisenden Arzt stattgefunden ha—

beo Da im übrigen die umstrittenen Leistungen nach dem
Sachverständigen-Urteil der ehrenamtlichen Richter in den

hier in Rede stehenden vier Behandlungsfällen durchaus
denkbar seien und ihre Notwendigkeit nicht von der Beklag-

ten und nicht in dem hier eingaschlagenen Verfahren geprüft

werden könne, müsse die Berufung des Klägers Erfolg haben.

Es komme daher nicht mehr darauf an, ob die in den Überwei-

sungsscheinen erteilten Aufträge in dem vom Kläger geltend

gemachten Sinne auslegungSfähig seien.

Gegen diese Entscheidung haben sowohl die Beklagte als auch
die beigeladene AOK die zugelassene Revision eingelegt. Die

Revisionsklägerinnen rügen eine Verletzung materiellen

Rechts, in'sbesonderedes-5 10 Abs 1 EMV—ÄaF, Sie wenden
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sich vor allem gegen die Rechtsauffassung des LSG, eine

Überschreitung des Überweisungsauftrages könne durch
nachträgliche Genehmigung des beauftragenden Arztes

Ohne weiteres als geheilt angesehen werden° Sie machen

diesbezüglich geltend, die sich aus @184 Abs 1 des
Bürgerlichen Gesetzbuches (BGB) ergebende Dispositions-

befugnis sei im Kassenarztrecht schon wegen der Notwen—
digkeit einer ordnungsgemäßen Rechnungslegung einge-

schränkt (5 9 Abs 2 und & RVM), außerdem werde mit der
Überschreitung eines gezielten Überweisungsauftrages

in die Behandlung des auftraggebenden Arztes eingegrif—

fen° Im übrigen tragen sie vors Das Berufungsgericht

gehe bei grundsätzlicher Anerkennung einer Bindunge—

wirkung gezielter Überweisungsaufträge davon aus, daß

derartige Aufträge auslegungsfähig und in vielen Fäl—
len auslegungsbedürftig seien, Dem vom LSG für zuläs—

sig gehaltenen Rückgriff auf die Auslegungevorschrif-
ten des bürgerlichen Rechts seien jedoch ganz enge Gren«

zen gezcgeno Beständen Unklarheiten über den erteilten

Auftrag, dann werde der beauftragte Arzt zunächst nicht

versuchen, mit Hilfe einer Auslegung Klarheit zu be-

kommen, Viel näher liege es, daß er sich zB durch fern—

mündlichen Rückruf die gewünschte Klarheit zu verschaf—
fen versucheo Die Argumentation des LSG gehe insoweit

an der Lebenswirklichkeit vorbei„ Auch nach den Grund—

sätzen des bürgerlichen Rechts habe der Beauftragte,

der unter bestimmten Voraussetzungen von den Weisungen
des Auftraggebers abzuweichen berechtigt sei, vor der

Abweichung dem Auftraggeber Anzeige zu machen und des-

sen Entschließung abzuwarten, wenn nicht mit dem Auf—

schub Gefahr verbunden sei (5 665 BGB)° Das gelte selbst
dann, wenn das Einverständnis des Auftraggebers mit der
Änderung angenommen werden könne (RGZ 105; 53; 106, 31;

11h, 377)„ Die Bindung an den Überweisungsauftrag könne
allerdings nicht soweit gehen, daß der Arzt wider bes—

seres Wissen zur Begehung von Kunstfehlern verpflichtet
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werde„ Daß @ 10 Abs 1 EMV-Ä eF im eufgezeigten Sinne auszu-
legen sei, beweise die ab 1978 geltende Neufassung dieser

Vorschrift (@ 19 Abs 3 EMV—ÄnF), die ausdrücklich von der
Bindung des beauftragten Arztes spreche° Insoweit handele

es sich nicht um neues Hecht, sondern um eine klarstellen-

de Ergänzung der schon vorher geltenden Regelung° Die von

den Partnern des BMVmÄgewollte Bindung an den Auftrag wür—

de illuscrisch, könnten die Überschreitungen durch nach—

trägliche Genehmigungen geheilt werden°

Die Beklagte und die beigeladene AOK beantragen,

das Urteil des Sehleswig«■olsteinischen Landes-

‘sczielgerichts vom 80 De2ember 1978 aufzuheben

und die Berufung des Klägers gegen das Urteil

des Sozialgerichts Kiel vom 280 August 1977

zurückzuweiseno

Der Kläger beantragt?

die Revisionen zurückzuweisen°

Er erwiderta Das LSG habe im Ergebnis zutreffend entschie-
den„ Es habe jedoch Ziffer 8 LMU Schleswig—Holstein überse-

hen, der zu entnehmen sei, daß in Schleswig-Holstein nur
bei Überweisungen an Kassenärzte derselben Disziplin, nicht

dagegen bei Überweisungen an Kassenärzte anderer Diszipli-

nen eine Beschränkung des Auftrages auf die Ausführung

gezielter Sachleistungen zulässig sei° Das habe einen sach—

lichen Gehalt und Sinn‚ denn der Allgemeinprektiker sei

nicht kompetent, einem Facharzt bindend gezielte Sachlei—

stungen vorzusehreiben; der Facharzt habe seine ärztliche

Tätigkeit in jedem Fall in eigener Verantwortung auszuüben,

er könne nicht-strikt an den weniger tiefen speziellen Er-
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fahrungs- und Erkenntnisstand des Allgemeinpraktikers
gebunden werden. Überweise ein Allgemeinpraktiker einen
Patienten an einen Facharzt, so stelle das eine Empfeh-

lung dar, den Facharzt einer bestimmten Disziplin auf—

zusuchen, damit dieser zu Gunsten des Patienten ärzt—
liche oder bestimmte ärztliche Leistungen erbringe,

die über die Kompetenz des Allgemeinpraktikers hinaus—
gingen, sei es auf dem Sektor der Diagnose, sei es auf

dem Sektor der Therapie. Folge der Patient der Empfeh—
lung, so erwarte er doch vom Facharzt, daß dieser letzt—

lich nicht abgestellt auf die Verantwortung des über—

weisenden Allgemeinpraktikers, sondern ausschließlich

abgestellt auf die eigene persönliche Verantwortung

die fachärztlichen Leistungen erbringe, die ihm "zur

Durchführung bestimmter ärztlicher Leistungen", wie

sie der überweisende Allgemeinpraktiker angesprochen
habe, notwendig erschienen, Der Facharzt übe seinen

Beruf in seinem Bereich ebenso eigenverantwortlich aus
wie der Allgemeinpraktiker, Insbesondere sei es unzu—
lässig, den Facharzt zu einem strikt weisungsgebundenen

Erfüllungsgehilfen der Allgemeinpraktiker herabzuwürdi«

gen. Sei in Wahrheit der Patient, nicht aber der über—

weisende Allgemeinpraktiker als Auftraggeber des Fach—

arztes anzusehen, so genehmige der Patient vor oder
während der Behandlung durch den Facharzt eventuelle
Abweichungen. Da sich im Regelfall kein Patient gegen

seinen Willen behandeln lasse, könne unterstellt wer-
den, daß der Patient Abweichungen genehmigt habe° Ge-
stehe man dem Facharzt, was geboten sei, dasselbe Vern

antwortungsbewußtsein zu wie dem überweisenden Allge—-

meinpraktiker, so müsse bei der Abrechnung der fach-
ärztlichen Leistungen ebenso wie beim Allgemeinpraktie

ker davon ausgegangen werden, daß die fachärztlichen
Leistungen erbracht werden und im Interesse des Patien—

ten notwendig gewesen seien. Die Überweisungsaufträge

entsprächen nie den Anforderungen, also müsse der be-
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aüftragte Arzt selbst überlegen,
was zu tun seio

Die Beigeladenen zu
2) bis 5} haben sich nicht am Revisions-

verfahren beteiligto '

II

Die Revisianen sind begründet.) Das der Berufung des Klägers

stattgebende Urteil des LSG kann nicht bestätigt werdeno

Die vom Kläger angef0chtene Berichtigung.seiner Honorsrab—

rechnungen für das III° und IV° Quartal 1975 ist rechtliCh
nicht zu beenstanden° Sie betrifft Leistungen, die der Klä—

ger in Überschreitung von Überweisungsauiträgen erbrachte

und deshalb gegenüber der Beklagten nicht abrechnen durfteo
Ein an üer kaesenärztlichen Versorgung teilnehmender Arzt,

der aufgrund eines Überweisungsauftrages eines anderen Kas—

senarztes tätig wird, ist grundsätzlich an den Überweisunge—
auftrag gebunden„ Davon ist auch das LSG nach zutreffend

ausgegangen„ Es hat dann aber zu Unrecht angenommen, even-
tuelle Auftregsüberschreitungen des Klägers könnten dessen

Gebührenforderungen deshalb nicht entgegengehalten werden,
weil die überweisenden Ärzte die vom Kläger erbrachten Lei—

stungen nachträglich genehmigt hätten° Die Genehmigungen

wurden erst zu einem Zeitpunkt erteilte als die Überwei-

sungsaufträge nieht mehr zu Lasten der Beklagten beziehungs—

weise der zuständigen Krankenkasse erweitert werden konnten„

Die Befugnisse der KÄVen9 die von den Ärzten'erbrachten Lei-

stungen zu prüfen und die Abrechnungen richtigzustellen,

sind für die hier fragliche Zeit in 5 23 Abs 1 EMV-Ä aF und
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für die gegenwärtige Zeit in @ 3# Abs 1 EMV-Ä nF näher
beschrieben. Danach obliegt es den KÄVen ua die Honorar—

forderungen der Ärzte rechnerisch und gebührenordnungs-
mäßig zu prüfen und erforderlichenfalls zu berichtigen

sowie die_Wirtschaftlichkeit der kassenärztlichen Ver-

sorgung im einzelnen zu überwachen und bei unwirtschaft—

licher Behandlungs- und Verordnungsweise Abstriche von
den Honorarforderungen vorzunehmen beziehungsweise über

_die von den Krankenkassen gestellten Regreßforderungen

zu entscheiden. Zur Überwachung der Wirtschaftlichkeit

der kassenärztlichen Versorgung errichten die KÄVen be-

sondere Prüfungsinstanzen, im übrigen erfolgen die Prü-

fungen durch die KÄVen selbst beziehungsweise durch ih—

re Abrechnungsstellen (@ 368n Abs 4 Satz 1 der Reichs-

versicherungsordnung —RVO- idF des Gesetzes über das

Kassenarztrecht —GKAR-vom 17. August 1955 — BGBl I

513 -, Jetzt @ 368n Abs 5 Satz 1 RVG idF des Kranken—

versicherungs-Kostendämpfungsgesetzes —KVKG—vom 27.

Juni 1977 —BGBl I 1069 -; 5 22 Abs 1 EMV—ÄaF, @34
Abs 2 EMV—ÄnF; Vgl Heinemann/Liebold, Kassenarztrecht‚
&. Aufl, 5 23 BHV-Ä Ann 1, 3 IV 56). Die im vorliegen—
den Fall umstrittene Prüfung und Berichtigung betrifft

nicht die Frage der Wirtschaftlichkeit der Behand1Ungs—

und Verordnungsweise des Klägers, sondern schon die
Vorfrege, ob der Kläger nach dem geltenden Kassenarzt—

recht die beanstandeten Leistungen überhaupt zu Lasten

des Trägers der gesetzlichen Krankenversicherung erbrin-

gen durfte° Die Beklagte hat daher zu Recht ihre Prü—
fungszuständigkeit angenommen.

Die im EMV-Ä getroffenen und durch vertragliche Verein—
barungen zwischen der KÄV eines Landes und den Landes-

verbänden der Krankenkassen (LMV, Gesamtverträge) er—
gänzten Regelungen über die Prüfung und Berichtigung

von Honorarforderungen durch die KÄV beruhen auf Vor—
schriften der RVG, die hierfür die gesetzlichen Ermäch—

_10...
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- 10 -

tigungen enthalten und den Rahmenbestimmen° Die_KÄV, die
von den Kassenärzten für den Bereich eines Landes zur Er—

füllung der ihnen übertragenen Aufgaben der kassenär2tli-

chen Versorgung gebildet wird (55 368, 368k Abs 1 RVG), hat
einerseits die Rechte der Kassenärzte gegenüber den Kranken-

kassen wahrzunehmen, andererseits aber auch die Erfüllung

der den Kassenärzten obliegenden Pflichten zu überwachen
(5 368n Abs 1 Sätze 2 und 3 BVD idF des GKAR, jetzt @ 368n

Abs 2 Sätze 1 und 2 RVG idF des Krankenversicherungs-Weiter-

entwicklungsgesetzes —KVWG—vom 28° Dezember 1976 —BGBl I
3871-)„ Es sind ihr die gesetz— und vertragsmäßige Durchfüh—

rung der kassenärztlichen Versorgung, die Überwachung der

kassenärztlichen Tätigkeit und die Verteilung der kassen-

ärztlichen Gesamtvergütung übertragen (5 368n Abs & RVG)°

Sie hat den Krankenkassen und ihren Verbänden gegenüber die

Gewähr dafür zu übernehmen, daß die kassenärztliche Versor—

gung den gesetzlichen und vertraglichen Erfordernissen ent—

spricht (é 368n Abs 1 RVG)o Die dem Versicherten zu gewäh—

rende ärztliche Versorgung ist im Rahmen der gesetzlichen

Vorschriften (@ 368 Abs 2, @568s eve) und der Richtlinien
der Bundesausschüsse (55 368(% 368;>RVO) durch schriftliche
Verträge der KÄV mit den Verbänden der Krankenkassen so zu
regeln, daß eine gleichmäßige, ausreichende, zweckmäßige und

wirtschaftliche Versorgung der Kranken gewährleistet ist und

die ärztlichen Leistungen angemessen vergütet_werden (@ 368g

Abs 1 RVG)° Die KÄV schließt zu diesem Zweck mit den Landes-

verbänden der Krankenkassen mit Wirkung für die beteiligten

Krankenkassen Gesamtverträge (@ 368g Abs 2 EVO), deren all-
gemeiner Inhalt zwischen den kassenär2tlichen Bundesvereini

gungen mit den Bundesverbänden der Krankenkassen in Bundes-

mantelverträgen vereinbart wird (@ 368g Abs 3 RVG)° Für den
einzelnen Kassenarzt, der ordentliches Mitglied der für ihn

zuständigen KÄV ist (@ 368s Abs 4, @ 368k Abs 4 RVG), sind
die von seiner KÄV geschlossenen Gesamtverträge unmittelbar
(@ 568a Abs & Halbs 2 RVG) und die von der Bundesvereinigung
geschlossenen Verträge aufgrund einer zwingend vorgeschrie-
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benen Satzungsbestimmung (& 368mAbs 2 RVG) verbind-
lich.

Diesen grundlegenden gesetzlichen Vorschriften ist zu-
nächst zu entnehmen, daß die Prüfung der vom Kassenarzt

erbrachten Leistungen durch die zuständige KÄV bzw ihre

Prüfungseinrichtungen zulässig und in den gesetzlich

vorgeschriebenen vertraglichen Vereinbarungen näher zu
regeln ist° Es ergibt sich weiter, daß sich die Prüfung

vor allem darauf zu erstrecken hat, ob und inwieweit

sich die Leistungen des Kassenarztes im Rahmen der dem

Versicherten zustehenden kassenärztlichen Versorgung

halten und ob demgemäß die Honorarforderungen des Kas-

senarztes enzuerkennen oder zu berichtigen bzw zu kür-

zen sind" Es kommt also hinsichtlich der Frage, ob die

Leistung eines Kassenarztes gegenüber der KÄV abgerech—

net werden kann, nicht allein, wie offenbar der Kläger

meint, auf den vom Patienten erteilten Behandlungsaufm

trag an, vielmehr auch auf die rechtliche Ausgestaltung
der den Krankenkassen und der KÄV gemeinsam obliegenden
kassenärztlichen Versorgung° Rechtsgrundlage der Behand—
lung eines Versicherten durch einen Kassenarzt zu Le»

sten der Krankenkasse ist nicht allein ein zweiseitiges

Vertragsverhältnis zwischen dem Patienten und dem Arzt,

sondern ein mehrseitiges auf Gesetz und Vertrag beru»
hendes Rechtsverhältnis zwischen Patient, Krankenkasse,

KÄV und Arzt°

Der in der gesetzlichen Krankenversicherung bereitgeu
stellte Versicherungsschutz ist zwar umfassend, er ist

Jedoch nicht unbegrenzt, Dies hat auch der Kassenarzt
bei Erbringung seiner Leistung zu beachten, Der Ver—
sicherte hat Anspruch auf die ärztliche Versorgung, die

zur Heilung oder Linderung nach den Regeln der ärztli—

chen Kunst zweckmäßig und ausreichend ist; Leistungen,

die für die Erzielung des Heilerfolges nicht notwendig
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oder unwirtschaftlich sind, kann der Versicherte nicht be-

anspruchen, der an der kassenärztlichen Versorgung teilneh—

mende Arzt darf sie nicht bewirken oder verordnen, die Kasse

darf sie nachträglich nicht bewilligen (5368e Satz 1 und 2
RVG). Des weiteren hat der Versicherte grundsätzlich das

Recht, unter den an der kassenärztlichen Versorgung teil-

nehmenden Ärzten frei zu wählen, er soll aber den Arzt in—

nerhalb eines Kalendervierteljahres nur bei Vorliegen eines

triftigen Grundes wechseln (@ 368d Abs 1 und 3 RVG). Für
die Inanspruchnahme von ärztlicher Behandlung hat der Ver—

sicherte einen Krankenschein zu lösen und dem Arzt auszuhän—

digen (@ 188 RVG). Ein zWeiter Krankenschein soll grundsätz—
lich nicht ausgestellt werden (© 8 Abs 6 EMV—ÄaF und nF).

Im übrigen kann ein zweiter Kassenarzt aufgrund einer Über—

weisung tätig werden (@ 10 EMV—ÄaF, 5 19 EMV—ÄnF). Aus
diesen gesetzlichen und vertraglichen Regelungen ergibt sich,
daß der Versicherte zunächst nur einen Arzt mit der Behand-

lung beauftragen darf und die Inanspruchnahme eines weiteren

Arztes einen entsprechenden Behandlungsausweis — einen zwei-

ten Krankenschein oder einen Überweisungsschein — voraus—
setzt (vgl 5 8 Abs 1 Satz 1 EMV-Ä aF und nF). Diese Behand-
lungsausweise haben auch Bedeutung für die Vergütung des Arztes.

Begibt sich ein Patient in ärztliche Behandlung, ohne einen
gültigen Behandlungsausweis beizubringen, so darf der die Be-

handlung übernehmende Arzt eine Privatvergütung verlangen {
(© 8 Abs 3 EMV-Ä aF und nF)° Macht der Arzt von diesem Recht ‘

keinen Gebrauch, so trägt er das Honorarrisikc.

Nach den Tatsachenfeststellungen des LSG, die auch der Senat

seiner Entscheidung zugrundezulegen hat (5 163 des Sozialge-
richtsgesetzes —SGG—)‚ erbrachte der Kläger die hier um-

strittenen Leistungen aufgrund von vier Überweisungsaufträ-

gen, die in einem Fall auf 10 Reizstrombehandlungen und in

den übrigen Fällen ausschließlich auf Röntgenuntersuchungen,

also auf die Durchführung bestimmter ärztlicher Leistungen

gerichtet waren. Das LSG ist zunächst noch zutreffend davon
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ausgegangen, daß der beauftragte Kassenarzt an den

Auftrag des überweisenden Kassenarztes gebunden ist

und daß gegen diese Bindung keine verfassungsrechtli-

chen Bedenken bestehen° Im vorliegenden Fall liegen auch

keine besonderen Gründe vor, die eine Bindung an die
Überweisungsaufträge ausschließt. Da der Kläger nicht
der behandelnde Arzt der Patienten war, konnte er, wie

es sich bereits aus der dargelegten allgemeinen Rechts—

lage ergibt, zu Lasten der Krankenkasse nur im Rahmen

der Überweisungsaufträge tätig werden. 5 10 Abs 1 EMV—Ä

aF, der in der hier fraglichen Zeit galt, unterschied

ebenso wie der jetzt geltende @ 19 Abs 1 BMVwÄ nF zwi—

schen einer Überweisung zur Durchführung bestimmter

ärztlicher Leistungen und einer Überweisung zur Weiter—
(oder Mit-)behandlung des Patienten, Die hier getrof—

fene Unterscheidung wäre unverständlich, wenn ihr kei-

ne rechtliche Bedeutung zukommen sollte. Ist aber die

Unterscheidung rechtlich bedeutsam, so muß sie auch von
dem beauftragten Arzt, der als Kassenarzt dem Kassen—

arztrecht unterworfen ist, beachtet werden. Die Über—

weisung zur Durchführung bestimmter ärztlicher Leistun-

gen berechtigt deshalb den beauftragten Arzt nur zur
Erbringung der im Überweisungsauftrag erbetenen Lei—

stung.

Die Neufassung des EMV—Äschreibt die Bindung an den
Überweisungsauftrag nun ausdrücklich vor° @ 19 EMV-Ä nF
bestimmt in den Absätzen 2 und 3, daß eine Überweisung

grundsätzlich nur ein Kassenarzt vornehmen kann, dem

ein gültiger Krankenschein vorliegt und daß der auf—

grund einer Überweisung tätig werdende Arzt an den
Überweisungsauftrag gebunden ist und auch eine weitere
Überweisung nur im Rahmen des ihm erteilten Auftrages

vornehmen kann. Diese neu gefaßten vertraglichen Regen
lungen haben nicht die Bedeutung einer Rechtsänderung,

sondern, worauf die Revisionen zutreffend hinweisen,
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lediglich die Bedeutung einer Klarstellung° Sie entsprechen

den schon vorher im Krankenversicheruhgs— und Kassenarzt-
recht geltenden Rechtsgrundsätzen, so daß auch 5 10 EMV-Ä aF

in diesem Sinne auszulegen ist„ Der Grundsatz, daß die Kran-

kenpflege ausreichend und zweckmäßig sein muß, aber das Maß

des Notwendigen nicht überschreiten darf (5 182 Abs 2,
5 368e RVG), gebietet es, einen weiteren Kessenarzt nur in—

soweit einzuschalten, als es für die Erzielung des Heiler—

folges notwendig ist" Die Befugnis des Kassenarztes, bei
der Behandlung eines Patienten einen weiteren Kassenarzt

hinzuzuziehen, wird deshalb auch in 5 10 EMV—Ä aF ausdrück-

lich von der Erforderlichkeit dieser Maßnahme abhängig ge—
macht° Daß sich diese Voraussetzung auch auf den Umfang der

vom behandelnden Arzt in Anspruch genommenen Leistung eines

anderen Arztes bezieht, kann in Anbetracht der Wortfassung

dieser Vorschrift, insbesondere der hier vorgenommenen Dif—

ferenzierung nicht in Zweifel gezogen werden° Der beauf-

tragende Kassenarzt hat schließlich auch den Umfang seiner
Überweisungen im Rahmen der Wirtschaftlichkeit seiner Be—
handlungs- und Verordnungsweise zu vertreten (@ 22 Abs &
EMV—ÄaF, @ 33 Abs 3 EMV-Ä nF; vgl auch Heinemann/Liebold,

aaO, @ 22 Anm 4, S IV 54h)°

Die Argumente, die der Kläger gegen die Bindung an den Über—

weisungsauftrag vorbringt, überzeugen nicht. Die an Ziffer 8

LMU anknüpfenden Überlegungen berücksichtigen nicht die
rechtliche Ausgangslage dieser Vorschrift° Die hier vorge—
Sehene Möglichkeit der Überweisung an einen anderen Kassen»

arzt derselben Disziplin zur Durchführung bestimmter Sach-
leistungen erlaubt nicht die Schlußfolgerung, daß eine sol—

che Überweisung an einen Kassenarzt anderer Disziplinen un—

zulässig ist° Ziffer 8 LMV ist im Zusammenhang mit der in

@10 Abs1 Satz 2 EMV—ÄaFund5 19 Abs1 Satz 2 EMV-ÄnF
getroffenen Regelung zu sehen, wonach die ÜberweiSung zu
einem anderen Kassenarzt derselben Disziplin nur in Ausnah-

mefällen zulässig war und ist. Die Bestimmung des LMV kon-
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kretisiert also lediglich einen im EMV-Ä vorgesehenen

Ausnahmefall‚ Sie betrifft die nur ausnahmsweise zu—
lässige Überweisung an einen Arzt derselben Disziplin
und regelt generell einen solchen Ausnahmefall, näm—

lich die Überweisung zur Durchführung einer bestimm—
ten Sachleistung° Damit werden aber die verschiedenen

Möglichkeiten der allgemein zulässigen Überweisung an
einen Arzt anderer Disziplinen nicht berührt.

Auch der Gesichtspunkt der Verantwortung steht einer

Beschränkung des Uberweisungsauftrages auf bestimmte

ärztliche Leistungen nicht entgegen. Selbstverständ-

lich kann der beauftragte Arzt nicht zu einer Leistung

verpflichtet sein, die nach seinem Kenntnis- und Er—
fahrungsstand nicht notwendig oder nicht zweckmäßig

ist oder nicht den Regeln der ärztlichen Kunst ent—

spricht. Die Verpflichtung zur Sorgfalt nach den Vor-

schriften des bürgerlichen Vertragsrechts (@ 368d Abs
& RVG) gilt auch für den beauftragten Arzt. Die Bin—
dung des Überweisungsauftrages erstreckt sich daher in
der Regel nicht auf die Art und Weise der Leistungs-

erbringung (zB die Bestimmung der Strahlendosis bei
einer Bestrahlungsserie; vgl BSG SozR 5530 Allg Nr 1).
Es steht auch außer Frage, daß der beauftragte Arzt

die in einem Überweisungsauftrag erbetenen Leistungen

oder überhaupt die Annahme des Auftrages ablehnen kann,

wenn dies die ihm obliegende Sorgfaltspflicht gebietet.
Es ist ebenfalls unbestritten, daß der beauftragte Arzt

auf eine Erweiterung des Uberweisungsauftrages hinwir-
ken kann, wenn er weitere Untersuchungs— aka Behand-
lungsmaßnahmen für erforderlich hält. Es ist ihm aber

grundsätzlich verwehrt, solche Maßnahmen eigenmächtig

über den erteilten Auftrag hinaus durchzuführen, Damit

würde er in die Behandlung des Arztes eingreifen, der

vom Patient als behandelnder Arzt gewählt worden ist
und der mit dem Überweisungsauftrag nur bestimmte ärzt—
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11cha_Leistungen einem anderen Arzt übertragen hat, also
hinsichtlich der Gesamtbehandlung die umfassende Verantwor—

tung trägt. Zudem ist der nur zur Erbringung bestimmter
ärztlicher Leistungen eingeschaltete Arzt oft nicht ausrei—

chend darüber informiert, welche ärztliche Untersuchungs-

und Behandlungsmaßnahmen bereits durchgeführt werden sind.

Es muß deshalb grundsätzlich dem behandelnden Arzt über-

lassen sein, welche diagnostischen oder therapeutischen

Leistungen er einem anderen Arzt überträgt und in welchem

Umfang er seine Zuständigkeit behalten will.

Sollte in diesem Rahmen eine dem Versicherungsanspruch des

Patienten gerecht werdende ärztliche Behandlung nicht ge—
währleistet sein, so kann sich unter Umständen die Ver-

pflichtung der Krankenkasse ergeben, dem Patienten durch

die Ausstellung eines zweiten Krankenscheines den Wechsel

des behandelnden Arztes zu ermöglichen. In dringen Fällen
kann ein solcher Krankenschein nachgereicht werden (5 188

Satz 2 RVG). Schließlich kommt auch die entsprechende An-
wendung des 5 665 BGB in Betracht. Nach dieser Vorschrift

ist der aufgrund eines Uberweisungsauftrages tätig werden-

de Arzt berechtigt, von den Weisungen des auftraggebenden
Arztes abzuweichen, wenn er den Umständen nach annehmen
darf, daß der Auftraggeber bei Kenntnis der Sachlage die
Abweichung billigen würde. Der Beauftragte hat jedoch auch

in diesem Fall vor der Abweichung dem Auftraggeber Anzeige

zu machen und dessen Entschließung abzuwarten, wenn nicht
mit dem Aufschub Gefahr verbunden ist. Im vorliegenden Fall

sind keine Gründe vorgetragen werden, die einen solchen Aus—
nahmefall rechtfertigen könnten.

Entgegen der vom LSG vertretenen Auffassung konnten im vor-
liegenden Fall die in den Behandlungsquartalen III und IV

1975 erteilten Überweisungsaufträge nicht mehr durch die in
den Schreiben der überweisenden Ärzte vom 21. und 25. Ja-

nuar 1977 gesehenen nachträglichen Zustimmungen rückwirkend
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erweitert werdeno Eine solche rückwirkende Erweiterung

der Uberweisungsaufträge —eventuell als Genehmigung
eines Behandlungsvertrages zwischen dem beauftragten

Arzt und dem Patienten durch die überweisenden Ärzte —
sieht das Kassenarztrecht nicht vor° Es käme insoweit

lediglich eine entsprechende Anwendung der bürgerlich—

rechtlichen Vorschrift des 5 184 BGB in Betracht, wo-
nach die nachträgliche Zustimmung (Genehmigung) auf

den Zeitpunkt der Vornahme des Rechtsgeschäfte zurück—

wirkt. Diese Vorschrift gilt jedoch auch im bürgerli-

chen Recht nur dann, wenn nicht ein anderes bestimmt

ist° Eine entsprechende Anwendung im öffentlichen Recht

und damit auch in dem vom öffentlichen Recht beherrsch-

ten Kassenarztrecht kann nur in Erwägung gezogen wer—
den, sofern nichts anderes besonders bestimmt oder

durch die Besonderheiten der Interessenlage bedingt
ist (vgl Wolff/Bachef, Verwaltungsrecht I, 9° Aufl,

S 257; zum Rückgriff auf Bestimmungen des bürgerlichen
Rechts im öffentlichen Recht auch Forsthoff, Lehrbuch

des Verwaltungsrechts, Band I, 10. Aufl., s 168 ff)„
Wie bereits dargelegt, wird bei der Behandlung eines
Mitglieds der gesetzlichen Krankenversicherung die In—

teressenlage nicht nur von den Interessen des Patien-

ten und der behandelnden Ärzte, sondern auch von den

‘Interessen der KÄV,.der Krankenkasse und der Versicher-
tengemeinschaft bestimmt. Die zu berücksichtigenden In-
teressen beschränken sich somit nicht nur auf die Be—

handlung des Patienten und die Vergütung der behandeln—

den Ärzte, sie erstrecken siCh_ua auf die Wirtschaft—

lichkeit der kassenärztlichen Versorgung, für die die

Krankenkasse und die KÄV auch im Interesse der Verein

cherten und der sonstigen Beitragszahler zu sorgen hat„

Deshalb verlangt das Kassenarztrecht von den Kassen-

ärzten eine genaue Beachtung der Bestimmungen, die ei—

ne sparsame und wirtschaftliche Leistungsgewährung er—
möglichen. Dazu gehören vor allem die Bestimmungen über
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die Abrechnung der kassenärztlichen Leistungen; Die Einhal-

tung dieser Bestimmungen ist eine Voraussetzung für die der

KÄV übertragene Überwachung der Wirtschaftlichkeit der kas-

senärztlichen Versorgung im Einzelfall‘ Grundlage der Ab—
rechnung ist der Behandlungsfall, also die ärztliche Behand»

1ung des Patienten in einem Abrechnungsquartal'(ä 9 EMV-Ä

aF, 5 11 EMV-Ä nF). Da Gegenstand der Wirtschaftlichkeits—
prüfung die gesamte kassenärztliche Tätigkeit des Arztes

iSt, also auch seine Überweisungen zu berücksichtigen sind,

kann dem Arzt nach Abschluß des Behandlungsfalles, späte—

stens nach Abrechnung des entsprechenden Behandlungsquar—

tale grundsätzlich nicht mehr das Recht zustehen, einen

Uberweisungsauftrag nachträglich zu Lasten der Krankenkasse

zu erweitern. Im vorliegenden Fall sind die Genehmigungen

erst über ein Jahr nach Ende des Behandlungsquartals er-

teilt worden. Zumindest zu diesem Zeitpunkt konnten die
Überweisungsaufträge nicht mehr rückwirkend erweitert wer—
den.

Die vom LSG offengelassene Frage, ob die Überweisungsaufm

träge in dem vom Kläger angenommenen Sinne auslegungsfähig

sind, stellt sich in Anbetracht des eindeutigen Wortlauts
nicht. Die Aufträge beschränken sich auf Röntgenuntersu—

chungen und auf eine genau begrenzte Réizstrombehandlung„
Wenn der Kläger diese diagnostischen und therapeutischen

Maßnahmen für unzureichend hielt, hätte er eine Erweiterung
des Auftrages veranlassen können, die die Beklagte nach ih»

rer Einlassung auch dann anerkannt, wenn sie fernmündlich

eingeholt wird. Soweit der Kläger der Auffassung ist, daß

er als Facharzt für Chirurgie im Gegensatz zu einem Fach—
arzt für Röntgenologie nicht auf Röntgenleistungen beschränkt

werden könne, läßt er unbeschtet, daß er in den hier umstrit-

tenen Überweisungsfällen eben nicht zur chirurgischen Behand—

lung oder Mitbehandlung herangezogen wurde. Daß Röntgenlei-
stungen ausnahmsweise auch von Fachärzten anderer Diszipli—

nen — als sogenannte Teilröntgenologen auf ihr Fachgebiet

beschränkt — erbracht werden, ist dem Kassenarztrecht nicht
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unbekannt (vgl BSGE 36, 155, 159, 160 = SozR Nr 37 zu
@ 368a RVG; Heinemann/Liebeld, aaO, 5 10 EMV-Ä Anm 4,

S IV 3hb). Das wird im Rahmen der kassenärztlichen
Versorgung unter Umständen hinzunehmen sein, wenn

- wie nach den Feststellungen des SG auch im vorlie-

genden Fall - am Wohnort der Patienten oder in erreich-

barer Nähe kein Röntgenfacharzt zur Verfügung steht.

Das berechtigt jedoch nicht dazu, den in einem solchen

Fall an einen Nichtröntgenologen erteilten Auftrag zur
Erbringung von Röntgenleistungen dahin auszulegen, daß

der beauftragte Arzt auch zu anderen diagnostischen

und therapeutischen Maßnahmen berechtigt ist°

Auf die Revisionen war sonach das erstinstanzliche Ur-

teil wiederherzustellen.
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